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Dr. Udo Wolter fordert von 
Matthias Platzeck, Ministerprä-
sident des Landes Branden-
burg, sich dafür einzusetzen, 
dass die beschlossene Ab-
schaffung des 10-prozentigen 
Vergütungsabschlages Ost für 
privatärztliche Leistungen so-
fort umgesetzt wird. Damit 
reagiert der LÄKB-Präsi-
dent auf die Stellungnahme 
des Bundesrates zum Vertrags-
arztrechtsänderungsgesetz. 

Er wendet sich gegen den Vor-
stoß des Landes Thüringen, den 
Abschlag nicht komplett im Rah-
men des Gesetzgebungsverfah-
rens abzuschaffen, sondern ge-

staffelt bis zum Jahr 2010 zurückzufahren. „Diese Vorgehensweise ist 
für die Ärzteschaft in den ostdeutschen Bundesländern und Ostberlins 
nicht mehr vermittelbar“, betont Dr. Wolter in seinem Schreiben an 
den brandenburgischen Ministerpräsidenten.

Keine Ost-West-Angleichung absehbar

Die 10-prozentige Honorarkürzung gilt nur noch für Ärzte und eini-
ge weitere Gesundheitsberufe. Alle anderen Freiberufler sind in ihren 
Vergütungsbedingungen seit Langem an das Niveau in den west-
lichen Bundesländern angepasst worden. „Die Begründung der 
unterschiedlichen wirtschaftlichen Bedingungen und Lebensverhält-
nisse in Ost- und Westdeutschland kann nicht nur einen Honora-
rabschlag für die Ärzte und Gesundheitsberufe bedingen“, führt Dr. 
Wolter aus. 

16 Jahre nach der deutschen Wiedervereinigung und dem erfolg-
reichen Aufbau von medizinischen Versorgungsstrukturen, ist es – 
bei gleichen Tarifen der Privaten Krankenversicherer in ganz Deutsch-
land – nicht nachvollziehbar, dass bei den Ärzten eine Ausnahme 
bezüglich ihres Vergütungsniveaus gegenüber den anderen freien 
Berufen in der Bundesrepublik gemacht wird. Eine erneute Verzöge-
rung der  Angleichung zeugt nicht von politischer Wertschätzung der 
Ärzteschaft und ihrer Leistungen für die Bevölkerung im Osten des 
Landes.

Ärzte benachteiligt gegenüber anderen Freien Berufen

Dr. Wolter betont, dass es keinem anderem Freiberufler zugemutet 
wird, seine Honorarbedingungen an der Haushaltslage des Bundes-
landes messen zu lassen. „Der Hinweis des Freistaates Thüringen, 
dass Mehraufwendungen von jährlich 6,5 Millionen Euro zu erwarten 
sind, zeigt erneut die unzulässige Interessensverquickung zwischen 
privatärztlichen Honorarregelungen und fiskalischen Interessen öf-
fentlicher Haushalte“, stellt der Kammerpräsident klar und fordert 
daher, die Ärzte in Ostdeutschland und Ostberlin nicht länger zu 

benachteiligen. Die GOÄ-Vergütungen müssten unverzüglich an das 
Westniveau angepasst werden. Dieser Schritt würde auch ein deutli-
ches politisches Signal an die Ärzteschaft in den bereits heute teilwei-
se unterversorgten Bundesländern sein.

Land Brandenburg im Bundesrat unterlegen

Dr. Siegrun Steppuhn, Leiterin der Abteilung Gesundheit im Ministe-
rium für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Familie des Landes Bran-
denburg, betont in einem Antwortschreiben ihr Verständnis für die 
Forderung der Landesärztekammer Brandenburg zur Abschaffung der 
geltenden Vergütungsabschläge für Ärzte. Das Bundesland Branden-
burg hat sich am 1. Juli 2006 auf der Tagung des Gesundheitsaus-
schusses des Bundesrats für die Anpassung von Ost- und Westvergü-
tungen ausgesprochen. Allerdings haben sich im Bundesratsplenum 
„mit Bezug auf die Beihilfekosten fiskalische Überlegungen durchge-
setzt“, teilt die Abteilungsleiterin mit. 

Das Problem der Umsetzung einer endgültigen Angleichung liege 
darin, dass die Ausgaben der Privaten Krankenversicherung und der 
Beihilfe für ärztliche Leistungen auch ohne die geforderte Anpassung 
der GOÄ trotz des seit Jahren konstanten GOÄ-Punktwertes gestie-
gen sei. Die Steigerung übertraf dabei die entsprechenden Leistungs-
ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung und sei nur durch 
eine Ausweitung der Leistungsmenge erklärbar.

Zustimmend äußert sich Dr. Steppuhn zum symbolischen Charakter 
der Angleichung für die ostdeutsche Ärzteschaft. Allerdings erwartet 
sie keine Änderung des Bundesratsbeschlusses vom 7. Juli im Zuge 
des Gesetzgebungsverfahrens zum GKV-Wettbewerbsstärkungs-Ge-
setz. 

Druck wird beibehalten

„Dieser abschlägige Bescheid des Ministeriums ist nicht im Interesse 
der brandenburgischen Ärzte“, stellt der Präsident der Landesärzte-
kammer fest. Aufgabe der Vertretung der Ärzteschaft sei, weiterhin 
Druck auf die politischen Entscheidungsträger auszuüben und sie an 
ihre Verantwortung zur Versorgung der Bevölkerung mit medizinischen 
Leistungen zu erinnern. Eine dauerhafte Benachteiligung ostdeutscher 
Mediziner wird die Unterversorgung, von der gerade auch das Land 
Brandenburg betroffen ist, weiter verschärfen. Deshalb muss im Inte-
resse der Patienten und der Ärzte dafür gekämpft werden, dass die 
Angleichung so schnell wie möglich umgesetzt wird.

Matthias Jöran Berntsen [4iMEDIA]

Der Präsident der Landesärztekammer Brandenburg, Dr. Udo Wolter, fordert 
die Angleichung der Gebührenordnung in Ost und West

Die LÄKB wendet sich gegen den thüringischen Vorstoß, die Abschaffung des Vergütungs-
abschlages nicht sofort umzusetzen, sondern den Abschlag bis 2010 gestaffelt zurückzufahren.

Dr. Udo Wolter

Offener Brief

Gesundheitsreform

Sehr geehrte Frau Abgeordnete,
Sehr geehrter Herr Abgeordneter,

die Bundesregierung hat uns ambulant täti-
gen Ärzten und damit unseren Patienten mit 
dem Eckpunktepapier zur Gesundheitsreform 
klare Versprechungen gemacht. Jetzt ist Ihre 
Partei, die SPD, auf bestem Wege, das in sie 
gesetzte Vertrauen zu verspielen.

Die im Koalitionsvertrag und im Eckpunkte- 
papier formulierten Forderungen werden 
durch den aktuellen Gesetzentwurf nicht rea-
lisiert werden.

Meine Kollegen und ich werden es nicht 
hinnehmen, dass, wie häufig in der Vergan-
genheit, maßgebliche Entscheidungen ohne 
eine Beteiligung der Hauptakteure und ohne 
Kenntnis der Situation und der Probleme vor 
Ort gefällt werden.

Und es würde wieder eine weitere Benach-
teiligung der Vertragsärzte und damit der 
Versicherten „im Osten“ bringen. Die Bud-
gets für niedergelassene Ärzte sollen an die 
regionale Wirtschaftskraft angepasst werden. 
Unsere Probleme in den neuen Bundeslän-
dern verschärfen sich weiter. Finanzmittel für 
Regionen mit niedriger wirtschaftlicher Leis-
tungskraft werden gekürzt, um in Regionen 
mit höherer Leistungskraft eine noch bessere 
Versorgung zu gewährleisten.

- Einem solchen Vorhaben darf kein
Bundestagsabgeordneter zustimmen! -

Wenn die Politik diese Reform tatsächlich so 
beschließt, wenn Sie mit Ihrer Stimme dies 
ermöglichen, wird es zu einem (Aus)-Sterben 
der Praxen in den ländlichen Gebieten unse-
res Landes kommen. Bereits seit Jahren ha-
ben wir im Land Brandenburg die unerträg-

liche Situation, für rund 20 Prozent weniger 
Finanzmittel rund 30 Prozent mehr Patienten 
versorgen zu müssen als in den Alt-Bundes-
ländern. 

Die neuen gesetzlichen Regelungen verschär-
fen dieses Problem noch weiter. Als Facharzt 
für Allgemeinmedizin spüre ich dies in mei-
ner täglichen Arbeit. Wir sind meilenweit von 
gleichem Lohn für gleiche Arbeit entfernt.

Führende Vertreter der SPD haben bei uns 
die Erwartung geweckt, dass die Existenz-
grundlagen der Praxen gefestigt werden. Sie 
haben u. a. die Abschaffung der Budgets, 
feste Preise für ärztliche Leistungen verspro-
chen! Nichts davon steht im Arbeitsentwurf.

Wer dieses Gesetz beschließt, beschließt 
Rationierung und Unterversorgung. Er be-
schließt, dass unsere Patienten künftig nicht 
mehr vom medizinischen Fortschritt profi- 
tieren können. Er beschließt, dass ganze 
Landstriche in Deutschland unter eklatantem 
Ärztemangel leiden. Er beschließt das Ende 
der freien Arztwahl und das Ende der flä-
chendeckenden Versorgung.

Davor kann man gar nicht oft und
laut genug warnen!

Jetzt zu schweigen bedeutet, dass man sich 
den Vorwürfen der Generation künftiger Ärz-
te stellen muss.

Wir werden in unseren Anstrengungen, die-
ses destruktive Gesetz zu verhindern, nicht 
nachlassen. Aber wir brauchen eine Reform 
für den Erhalt und die Modernisierung einer 
guten ambulanten Versorgung.

Und Sie, liebe(r) Politiker(in), Sie werden 
nachher nicht sagen können: „Diese Aus-
wirkungen konnten wir doch nicht vorherse-
hen“. Sie konnten, denn wir haben es Ihnen 
geschrieben und auch gesagt.

Nur freie und unabhängige Ärzte haben die 
Möglichkeit, ihrer Rolle als Leistungsträger 

gerecht zu werden. Dies muss das Ziel der 
Gesundheitspolitik sein!

Unser Gesundheitssystem benötigt einen 
echten Systemwechsel, der zukunftsfähig ist 
und allen anderen Menschen in diesem Land 
Vertrauen und Planungssicherheit gibt.

Daher fordere ich Sie auf, endlich den Mut 
aufzubringen, den Bürgerinnen und Bürgern 
mit einer neuen Ehrlichkeit gegenüberzutre-
ten und eine echte Reform zum Wohle der 
Patienten einzuleiten.

Mit freundlichen Grüßen

Elke Köhler

- Facharzt für Allgemeinmedizin
- Geschäftsführendes Vorstandsmitglied
  im Hartmannbund – Verband der
  Ärzte Deutschlands e.V.
- Vorsitzende des Hartmannbundes
  Landesverband Brandenburg
- Vorstandsmitglied in der Ärzte-Union 
  Brandenburg

Anm.:
Die Bundestagsabgeordneten des Landes  
der CDU-Fraktion Brandenburg haben die-
sen Brief ebenfalls erhalten. 

Statement:

Die Hartmannbundvorsitzenden der 
ostdeutschen Bundesländer unterstützen 
den offenen Brief der Arbeitsgemeinschaft 
der Kassenärztlichen Vereinigungen der 
ostdeutschen Bundesländer, und wenden 
sich ebenfalls mit einem offenen Brief 
an die Bundeskanzlerin.

Die drei Forderungen der Landesärztekammer:

1. Vollständige Ost-West-Angleichung jetzt!
2. Keine Bindung der Honorare an die Haushalte der Bundesländer!
3. Verhinderung der medizinischen Unterversorgung des ländlichen Raumes!


